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Verkündet

am 15„ Oktober 196379

I m N a m e n d e s V o l k e s
_ .

°°°ooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo

Beklagten und Revisionsklägers,

°°°ooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo

Klägerin und Revisionsheklagte‚.'

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts auf.

die mündliche Verhandlung vom 15° Oktober 1963‚
' an der mitgewirkt haben

Senatsprä8ident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesriöhterin Dr° S
c h w a r z und

Bundesrichter S o n_n e n b e r
als weitere Berufsr10hter‚ —.

Bundessozialrichter L e h m a n n und

Bundessozialrichter Dr° A n k e n b r & nk.
als ehrenamtliche Richter? > „

3

für Recht erkannt:

‚Das Urteil des Landessozialgerichts Berlin vom
25° November 1962 wird aufgehoben, soweit die
Berufung des Beklagten als unzulässig verworfen"

ist; insoweit wird die Sache zu neuer Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen°

V o n R e c h t s w e g e n()
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Der‘ 1890 geborene Ehemann der Klägerin, Prof°

Dromed° G$%#=%%L(G„), Facharzt für innere Krankheiten, be—
antragte im August 1952, ihm wegen seines Herzleidens Ver—

sorgung zu gewähren; er
führte dieses Leiden im wesentli—

chen auf die Überanstrengungen zurück, denen er in seiner

Tätigkeit als Sanitätsoffizier der Reserve und Kampfstoffach—

mann bei militarärztlichen Dienststellen während des Krie-

ges ausgesetzt gewesen sei; er sei im Jahre 1941 wegen
seines Herzleidens zwei Monate im Reservelazarett in Alt—

heide behandelt worden und sei seitdem laufend in ärztli—

cher Behandlung gewesen° ' '

Das Versorgungsamt I (VersorgA) Berlin lehnte den Antrag

nach versorgungsärztli0her Stellungnahme mit Bescheid vom

30° April 1954 ab° Das Landesversorgungsamt (LVersorgA)

wies den Widerspruch mit Bescheid vom 26„ Juli 1955 zurück„

G„ erhob Klage beim Sozialgericht (SG) Berlin„ Das SG holte

u„ao auf Antrag des G„ nach @ 109 des Sozialgerichtsgeset2es

(SGG) Gutachten des Chefarztes der Inneren Abteilung des

Lazarus—Krankenhauses, Dr° P;=szssa und des Chefarztes

der I() Medizinischen Klinik des Städtischen Krankenhauses

Berlin-Westend, Prof°Dr° Ffé=é=?é=VsafKässs■ eino Der Be—

klagte legte zu diesen Gutachten eine Stellungnahme des

Obermedizinalrats und Facharztes für innere Krankheiten,

Dr„ Psasä%*sevor„ Das SG holte darauf ein weiteres Gutach—

ten des Chefarztes der I° Inneren Abteilung des Städtischen

Krankenhauses Berlin—Neukölln, ProfJ)r° H??ä■■fä■ ein° Dr°

:;■w:;=führte aus, die Belastungen des Kriegsdienstes seit

1939 hätten die entscheidende richtunggebende Verschlimme—

rung eines in der Anlage vielleicht schon vorhandenen Herz—

leidens des Ge ursächlich herbeigeführt; die Minderung der
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Erwerbsfähigkeit (MdB) für dieses Versorgungsleiden betra—

ge 70 v„Ho Prof° Dr° Fées£mré%ve+sKäses=empfahl "für das

heute bestehende Krankheitsbild in seiner Gesamtheit, unge-

achtet der Tatsache? daß die Überzeugung bestehe‚ daß der

besonders geartete Wehrdienst in dem vorliegenden ganz spe—
‘ ziellen Fall das_in der Anlage gegebene Hochdruckleiden

richtunggebend verschlimmert habe, eine ab3renzbare Ver—

schlimmerung anzuerkennen und die MdB auf 40 v„Ho zu be—

messen"° Dr° P$tsrre==sah den Nachweis dafür, daß das wäh4

rend des Wehrdienstes 1941 festgestellte Bluthochdrucklei—

den durch die von Go angeschuldigten Belastungen eine Pro—

gredienz erfahren habe9 nicht als erbracht ano Profo Dr„

Hj+rrrefrführte aus, die Leiden des Go ständen hinsicht—
lich ihrcr Ätiologie nach den heutigen Erkenntnissen der

medizinischen Wissenschaft in keinem_beweisbaren ursäch—

lichen Zusammenhang mit den behaupteten körperlichen und

seelischen Belastungen des G° während des Krieges; es blei—

be die Frage offen, ob sich die von Go angeschuldigten Be—v

lastungen während des Krieges nach Qualität und Quantität

von den Belastungen der Durchschnittsbevölkerung im allge—

meinen und vergleichbaren Berufsgruppen im Speziellen so
deutlich abhöben, daß sie mit Recht als "kriegsbedingte

' zusätzliche Überforderungskomponente" gewertet werden

könnten; diese Frage sei vom Gericht zu entscheiden„

Der praktische Arzt Dr„ Rité7 ein früherer Mitarbeiter des

G„, teilte dem SG am 140 Mai 1960 mit, die Tätigkeit des G"

habe in der Auswertung erbeuteten feindlichen Materials

über Kampfstoffragen bestanden; G° sei arbeitsmäßig stark

überlastet gewesen; die körperliche und die seelische Be—

lastung habe weit über der vergleichbaren Belastung des

> Durchschnitts der Bevölkerung gestandeno '
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G° starb am 31° Januar 1959; die Klägerin‚ seine Ehefrau '

und alleinige Erbin, setzte den Rechtsstreit forto Das

vSG entschied mit Urteil vom 13. September 1961 nach dem

Antrag der Klägerin: "Unter Aufhebung des Bescheides des

VersorgA 1 Berlin vom 500 April 1954 und des Widerspruchs—
bescheids des LVersorgA Berlin vom 26„ Juli 1955 wird

der Beklagte verurteilt, "Hypertonie mit Auswirkung auf

Herz und Kreislaufsystcm" als Schädigungsfolge (des G„)

108° der richtunggebenden Verschlimmerung anzuerkennen und

der Klägerin eine Beschädigtenrente nach einer MdB von 70

v„Ho für die Zeit vom 1° August 1952 bis zum 310 Januar '

1959 zu zahlen"°

Der Beklagte legte mit Schreiben vom 240 Oktober 1961 Be—

rufung ein mit dem Antrag: "Unter Abänderung des angefoch—

tenen Urteils die Klage abzuweisen, soweit mit ihr die

Anerkennung von Schädigungsfolgen LS° einer richtungge—

benden Verschlimmerung und die Bewertung des Grades der

MdB für die anzuerkennenden Leiden auf mehr als 40 V„H°

lbegehrt wird"° In der Berufungsschrift heißt es weiter:

”Dieser Entscheidung (dem Urteil des SG) kann von Seiten

der Vérwaltungsbehörde bezüglich der Anerkennung einer

richtunggebenden Verschlimmerung und der Höhe der MdB

nicht gefolgt werden° Zur Begründung der Berufung ver—

weisen wir in vollem Umfang auf die beigefügte fachärzt—

liche Stellungnahme der Versorgungsärztlichen Untersu—

chungsstelle Beim verstorbenen Ehemann der Klägerin kann.

lediglich eine abgrenzbare Verschlimmerung als Schädigungs—'

'folge anerkannt wérden„ Der Grad der MdE für diese Schä— '

digungsfolge würde dann aber nicht mehr als 40 v„H„ be—

tragen, so daß die Berufung gerechtfertigt ist"„ In der

versorgungsärztlichen Stellungnahme äußerte sich Dro

*:“:zw■—dahin9 daß man den Verhältnissen bei Berücksich-

tigung der vom Gericht als gegeben erachteten kriegsbe—

dingten zusätzlichen Überforderungsk0mponente am ehesten
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gerecht werde, wenn man eine begrenzte Verschlimmerung des

Hochdruckleidens durch wehrdienstliche Belastungen annehme

und den versorgungspflichtigen Anteil des Hochdruckleidens

in Übereinstimmung mit den Vorgutaohtern auf 40 V„HO be—

messeo Einer Anerkennung des Bluthochdruckleidens als Ver—

sorgungsleiden LS° der richtunggebenden Verschlimmerung

‘könne nicht zugestimmt werden, da die wehrdienstlichen Be—

lastungen nicht den weiteren Verlauf des Hochdruckleidens

bestimmt hätteno

Das Landessozialgericht (LSG) hörte den praktischen Arzt

Dr, Rar$=und Prof,Dr° Dr„ %;Fsä=als Zeugen über die Tätig—
keit des G, während des Krieges° Dr° Rürü=bekundete am 18,

Dezember 1961, die Arbeit des G° habelnuptsächlich in der

Auswertung von Literatur bestanden, es habe sich im wesent—

lichen um "Schreibtischarbeit" gehandelt, G° sei über die

normale Arbeitszeit hinaus belastet gewesen. ProfoDroDro

Wfft3*bckundete am 20° Februar 1962 und am 4° April 1962,

e■*geleiteten Pharmakolo—
gischen und Toxikologischen Institut der Militärärztlichen

Akademie als Sanitätsoffizier der Reserve tätig gewesen, er

habe sich — anders als die übrigen Mitarbeiter des Insti—

tuts — nicht experimentellen, sondern ausschließlich lite—

rarischen Arbeiten, Speziell auf dem Kampfstoffgebiet,
ge—

widmet, er habe auch Monographien als Privatarbeiten ver-
faßt; G° sei körperlich durch seinen Militärdienst nicht

in Angpruch genommen worden; in der Akte werde "die Kriegs—

tätigkeit" des G0 in der Militärärztlichen Akademie "stark
überschätzt"° Der Beklagte legte darauf die weitere ärztli—

che Stellungnahme des Dr, fé■■■äé=vom 150 August 1962 vor;
darin wurde gesagt, bei kritischer Betrachtung der jetzt

beigebrachten Unterlagen könne man nicht die Überzeugung

G, sei in dem von Prof‚DroDr„_Vä„

gewinnen, daß eine kriegsbedingte zusätzliche Übe■brderungs—

komponente bei G° vorbhnden gewesen sei, In der mündlichen
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Verhandlung vom 23° November 1962 beantragte der Beklagte‚
unter.Abänderung des Urteils des SG Berlin vom 130 Septem—
ber 1961 die Klage abzuweisen°

Die Klägerin beantragte, die Berufung als unzulässig zu ver—
werfen, hilfsweise, die Berufung zurückzuweisen„„

Das LSG entschied mit Urteil vom 25„ November 1962: "Die
Berufung des Beklagten gegen das Urteil des SG Berlin vom
13° September 1961 wird als unzulässig verworfen, soweit
sie den Anspruch der Klägerin auf Anerkennung einer Hyper—

tonie mit Auswirkung auf Herz und Kreislaufsystem als Vera
sorgungsleiden ihres verstorbenen Ehemannes LS° der Ver—
schlimmerung und auf Gewährung einer Beschädigtenversorgung

wegen dieses Leidens nach einem Grad der MdB von 40 voHo
für die Zeit vom 1° August 1952 bis zum 31° Januar 1959 be— ':
trifft„ — Im übrigen wird auf die Berufung unter Abänderung
des Urteils des SG die über diesen Anspruch hinausgehende
Klage abgewiesen"°

Das LSG führte
aus, die Bgrufung sei unzulässig, soweit sie

den Anspruch der Klägerin auf Anerkennung einer Hypertonie
mit Auswirkung auf Herz und Kröislaufsystem als Versorgungs—

,
leiden i„S„ der Verschlimmerung und auf Gewährung von Ver—
sorgung wegen dieses Leidens nach einem Grad der MdB von
40 v„H„ betreffe„ Insoweit habe der Beklagte auf das Rechts—
mittel der Berufung verzichtet° Der Rechtsmittelterzicht

sei darin zu erblickeng daß der Beklagte in dem Berufungs—
sChriftsatz vom 24„ Oktober 1961 den Antrag gestelltohabe9

die Klage nur insoweit abzuweisen, als mit ihr die Anerken—
nung von SChädigungsfolgen LS° der richtunggebenden Ver—

schlimmerung und die Bewertung des Grades der MdBauf mehr
als 40 VoHé be€ehrt w0rden sei und daß er außerdem durch
weitere_Erklärungén eindeutig zum Ausdruck gebracht habe,

daß €? sich iR dem gekennzeichneten ÜMfang nicht gegen das

\_ 7 _
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,
angefochtene Urteil wenden wolle, Infolge des — teilWeisen —

Rechtsmittelverzichts sei das angefochtene Urteil insoweit

rechtskräftig geworden; die diesen Teil betreffende, nach—

träglich vorgenommene Erweiterung des Berufungsantrages sei

unzulässig° Im übrigen — doho, soweit die Klägerin Anerken—

nung LS° der richtunggebenden Verschlimmerung und Gewährung

' einer Rente nach einer MdB von über 40 v„H° begehre — sei

aber die Berufung des Beklagten begründet° Es habe nicht

festgestellt werden können, daß G° in einem besonderen Maße

durch den Militärdienst, den er im wesentlichen am Schreib—

'tisoh durch Beschäftigung mit literarischen Arbeiten auf

. dem Kampfstoffgebiet ausgeübt habe, belastet gewesen sei°

Wenn schon eine Schädigung des G" durch den Militärdienst

erfolgt sei und wenn diese die_bei G° aufgetretene Hyper—

tonie mit Auswirkung auf Herz und Kreislaufsystem beein—

flußt habe, so könne jedenfalls dieser Einfluß nur als ge—

ring bewertet werden, eine höhere MdB als 40 voHo sei da—

durch nicht herbeigeführt worden° Das LSG ließ die Revision

ZU.o

Das Urteil des LSG wurde dem Beklagten am 8° Januar 1963

zugestellt° Der Beklagte legte am 15, Januar 1963 Revision

‘.ein° Er beantragte, '

_unter Abänderung der Urteile des LSG und des SG.

die Klage in_vollem Umfange abzuweiseno

Der Beklagte begründete die Revision — nach Verlängerung

der Revisionsbegründungsfrist
— am 13„ März 1963; er mach—7

te geltend, das LJG habe in dem Berufungsschriftsatz vom

24° Oktober 1961 zu Unrecht einen teilweisen Rechtsmittel—

.
verzicht erblickt; es sei nicht darauf angekommen, daß der

Beklagte seinen Antrag in der Berufungsschrift vorläufig be—

schränkt habe; in dem allein "konstitutiv wirkenden" Antrag

in der mündlichen Verhandlung habe der Beklagte Klageab—

ueisung in vollem Umfange beantragt° Das LSG habe nicht

_8...
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annehmen dürfen, daß der Beklagte seinen Willen, das Recht

auf Anfechtung des Urteils in vollem Umfange aufzugeben,

unzweideutig zum_Ausdruck gebrachtyhabe° ‘

_Die Klägerin beantragte,

die Revision zurückzuweiseno.

\Sie trug vor, die Auslegung des Inhalts der Berufungsschrift

des Beklagten als eines — teilweisen — Rechtsmittelverzichts

sei eine Frage der Beweiswürdigung, die der Nachprüfung im
Revisionsrechtzuge entzogen sei; im übrigen sei die Ausle—

gung des LSG auch zutreffenda \

II

Die Revision iSt nach 5 162 Abs° 1 Nr„ 1 SGG statthaft;

der Beklagte hat sie auch form— und fristgerecht eingelegt

und begründet; die Revision ist somit zulässig; sie ist

auch begründetol

Streitig ist, ob das LSG die Berufung des Beklagten zu Un—'
.recht als unzuläésig'verWOrfen hat, "soweit sie den Anspruch

der Klägerin auf Anerkennung einer Hypertonie mit Auswirkun— .

gen suf Herz und Kreislaufs$stem als Schädigungsfolge ihres

Ehemannes (G.) i„S„ der Verschlimmerung und auf Gewährung

einer Beschädigtenrente nach einer MdB um 40 VOH„ für die

Zeit vom 1; August 1952 bis zum 31° Januar 1959 (von der An—

tragstellung bis zum Tod des GJ’betrifft"°

Das SG hat den Beklagten nach dem Klageantrag verurteilt,

"die Hypertonie des G. als Schädigungsfolge LS° der richtung—

gebenden Verschlimmerung anzuerkennen und der Klägerin die

Beschädigtenrente (nach G„) nach einer MdB um 70 v„H° zu

‚___.9 „_‚A
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‚
gewähren"° Das LSG hat angenommen, der Beklagte habe hinsicht—

lich.eines Teils des Klageanspruchs, nämlich insoweit, als der

Beklagte verurteilt worden ist, das Leiden des G, als Schädi—

gungsfolge i,SO der Verschlimmerung anzuerkennen und eine

Rente nach einer MdB um 40 v„H„ zu gewähren, auf die Beru—

fung verzichtet, die Berufung sei deshalb insoweit unzuläs—

sig; dem kann nicht gefolgt werden°

Das SGG enthält keine Vorschriften über den Rechtsmittelver—

zieht, Das LSG ist jedoch zu Recht davon ausgegangen, die

Vorschriften der Zivilpr02eßordnung (ZPO) über den Rechts—

mittelverzicht (55 514, 566 ZPO) seien nach 5 202 SGG ent;

sprechend anzuwenden (so auch Peters/Sautter/Wolff, Komm°

zum SGG, 3. Aufl„ Anm° 1 b zu @ 143; Brackmann, Handbuch

der Sozialversicherung, 1963, Bd 1, 8° 250)„ Der Rechts—

mittclverzicht ist eine Erklärung, durch die das Recht auf.

Nachprüfung und Abänderung der ungünstigen Entscheidung auf—

gegeben wird; er kann sich auch auf einen abtrennbaren Teil

des Anspruchs beschränken; er ist eine ProZeßhandlung; die

einseitige Erklärung, aus der sich diese Prozßhandlung er—

gibt, kann auch dem Prozeßgericht gegenüber abgegeben wer—

den (vgl, RGZ 1961, 555; Rosenberg, Lehrbuch des deutschen

Zivilprozeßrechts,.8, Aufl„, SO 633)„ Zu.Unrecht hat aber
das LSG in der Berufungsschrift des Beklagten v0m 24, Okto—

ber 1961 einen teilweisen Berufungsverzicht des Beklagten

i-„S° des @ 514 ZPO i.Vom, @202 SGG*gesehen° Zwar bestehen
keine Bedenken, die Anerkennung des Leidens des G, i„S„

der Verschlimmerung und die Gewährung einer Rente nach

einer MdE um 40 vQH° als einen — für einen Rechtsmittel—

verzicht geeigneten — abtrennbaren Teil des Klageanspruchs

anzusehen; der Rebhtsmittelverzicht hat aueh nicht, wie der
Beklagte meint, in der mündlichen Verhandlung erklärt und

in die Sitzungsniederschrift aufgenommen werden müssen;

es genügt für einen Rechtsmittelverzicht die schriftliche

— 10 ——
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- 10 — _

Erklärung gegenüber dem Gericht; im vorliegenden Fall
liegt indes eine soldhe Verzichßarklärung weder wörtlich

*noch dem Sinne nach vor" In der Frage, ob ein Verzicht

erklärt werden ist, ist das Bundessozialgericht (BSG)

’als Revisionsgericht nicht an die Feststellung des LSG

“gebunden; entgegen der Ansicht der Klägerin unterliegt
V die Erklärung als_Prozeßhandlung der freien Nachprüfung

und Auslegung des Revisionsgerichts (vgl° Rosenberg aaO;

Stein/Jonas,=vs„ Auf1„, Anm° II 1 d zu 5 514; BGHZ7‚
11439 145; RGZ in JW 1930, 3549)° Der Umstand, daß die
‘Berufungsschrift den Antrag enthält9 "die_Klage abzu—

Weisen, soweit mit ihr die Anerkennung von Schädigunge—

‘
folgen und die Bewertung des Grades der MdB für die an—
zuerkennenden Leiden auf mehr als 40 V„H° begehrt wird",

kann nicht als — teilweiser — Rechtsmittelverzicht ge—

wertet werden, denn eine derartige "Beschränkung" des Be—

rufungsantrags enthält regelmäßig keinen — teilweisen —
Rechtsmittelverzicht (vgi° Baumhach/Lauterbach, Zivil—

prozeßordnung, 27° Aufl°9 Anm„ 2 A zu 5 514)„ Das hat
auch das LSG nicht verkannt; es hat nicht schon aufgrund

dieses "eingeschränkten" Antrags in der Berufungsschrift

einen — teilweisen — Rechtsmittelverzicht angenommen‚
sondern deshalb, weil neben der Beschränkung des Antrags

die Berufunggschrift weitere Ausführungen enthalte7 durch

die der Beklagte eindeutig zum Ausdruck gebracht habe‚
Vdaß er sich "in dem gekennzeichneten Umfang nicht gegen

das angefochtene Urteil wenden wolle"° Die Berufungs—

schrift enthält zwar-auch den Satz: "Dem Urteil des SG

kann bezüglich der Anerkennung einer richtunggebenden

' Verschlimmerung und der Höhe der MdE nicht gefolgt wer—
den; bei G° kann lediglich eine abgrenzbare Verschlimme—

rung als Schädigungsfolge anerkannt werden; der Grad der

Höhe der MdB für diese öchädigungsfolge würde dann aber

nur 40 v°H° betragen, so daß die Berufung gerechtfertigt

_ 11 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...11..

ist"° Der Beklagte hat auch auf die der Berufungsschrift beige—

fügte Stellungnahme des Vérsorgungsarztes verwiesen, "deren

Inhalt der Beklagte.zu seinem Vortrag machte"; in dieser Stel—

lungnahme heißt es uoao: "Man wird den Verhältnissen bei Berück—

sichtigung der vom SG (bei G,) als gegeben erachteten kriegsbe—

dingten Überforderungskomponente am ehesten gerecht, wenn
man

eine begrenzte Verschlimmerung des Hochdruckleidens durch wehr—

dienstliche Belastung annimmt und den versorgungspflichtigen An—

teil auf 40 V°Ho bemißt"° Diese Ausführungen rechtfertigen indes

nicht den Schluß, daß "im gekennzeichneten Umfang" ein Verzicht

des Beklagten auf das Rechtsmittel der Berufung vorliegt „ Ein

Rechtsmittelverzicht muß zwar nicht ausdrücklich erklärt sein,

er kann auch vorliegen, wenn die Verwendung dieses Ausdrucks un—

terblicben ist; in diesem Falle ist jedoch ein Rechtsmittelver—

zieht nur dann anzunehmen, wenn sich aus den Gesamtumständen

völlig klar und eindeutig der Verzichtswille ergibt, nämlich

der Wille des Erklärenden, sein Recht auf Anfechtung der Ent—

scheidung Nschlechtweg" aufzugeben (véL BGH in LM Nr, 4, 6 und 8»

zu 5 514 ZPO; BGHZ 2, 112, 117; RG in JW 1950, 3549; RGZ 161, 355;
Rosenberg aaO; Stein/Jonas aaO, Anmo II 1 b zu @ 514)° Eine die—

sen Anforderungen genügende Erklärung eines teilweisen Berufungs—

verzichts ist dem Gesamtinhalt der Berufungsschrift des Beklagten

nicht zu entnehmen° Der Beklagte hat zwar in der Berufungsschrift‚

zum Ausdruck gebracht, daß dem Urteil des SG (nur) "zum Teil
nicht gefolgt werden könne"; er hat damit wohl erkennen lassen,

daß er — im Zeitpunkt der Einlegung der Berufung — das Urteil
des SG nur zum Teil für unrichtig gehalten hat; er hat aber

nicht seinen Willen erkennen lassen, hieraus — schon jetzt,

d.,h° ohne das Ergebnis des Berufungsverfahrens abzuwarten — Fol—

gerungen zu zihen, die den Rechtsstreit — teilweise — endgültig

erledigten° Ebenso wie im Verfahren nach der ZPO (vgl° hierzu

Rosenberg aaO, 30 678, 679) können auch im Sozialgerichtlichen

Verfahren Anträge und Berufungsgründe jederzeit geändert oder

erweitert werden; auch im sozialgerichtlichen Verfahren hat der
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Berufungskläger, der zunächst einen eingeschränkten Berufungs-

antrag gestellt hat, die Möglichkeit, in derspäteren mündli—

chen Verhandlung die nur gegen einen abtrennbaren Teil des

Urteils eingelegte Berufung auf den ganzen Streitgegenstand

auszudehnen° Im vorliegenden Falle schließt der Gesamtinhalt

der Berufungsschrift jedenfalls nicht zweifelsfrei die Aus—
' legung aus, daß der Beklagte nur zum Ausdruck gebracht hat,

daß — in Anbetracht des bisherigen Ergebnisses seiner eigenen

Überprüfung der Sach— und Rechtslage im Anschluß an das an—

gefochtene Urteil — eine nur teilweise Anfechtung des Urteils

erwogen werde, daß er sich aber — für den Fall neuer erheb—

licher Beweisergebnisse im Berufungsverfahren — die Möglich—

:eit, das Urteil im vollen Umfangs nachprüfen zu lassen,

(zunächst) noch offenßehaltenhat° Der Beklagte hat auch

nicht eindeutig zu erkennen gegeben, daß er entschlossen sei,
{> das Urteil des SG, soweit es von dem einge■schränkten Antrag

der Berufungsschrift nicht erfaßt wird, ohne weiteres als end—

gültig hinzunehmen und daß er deshalb bereit sei, das Urteil

insoweit auszuführen, d„h. insoweit schon jetzt Versorgung

zu gewähren; er hat auch keine anderen Erklärungen abgegeben,

aus denen sich zweifelsfrei ergibt, daß er insoweit das Ver—

fahren als abgeschlossen betrachtet hate Die Gesamtumstände

zwingen danach nicht zu dem Schluß, der Beklagte habe schon

durch seine Erklärungen in der Berufungsschrift das Recht

auf Nachprüfung, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang eine
wehrdienstbedingte Verschlimmerung das Leiden des G, beein—

flußt hat, endgültig aufgegeben°

Die Annahme des LSG, es liege ein teilweiser Berufungsver-
zieht des Beklagten vor, der insoweit die Berufung des Be—

klagten unzulässig gemacht habe, ist daher nicht gerechtfer—

tigt} das LSG hat in vollem Umfang eine Sachentscheidung

treffen müssen° Die Revision des Beklagten ist somit be—
gründet° Das Urteil des LJG ist, soweit die Berufung äls
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unzulässig verworfen ist, aufzuheben; die Sache ist inso—

weit an das LSG zurückzuverweisen (& 170 Abs„ 2 SGG)„

Die Entscheiduhé über die Kosten bleibt dem abschiießenden

Urteil vorbehalten° ' '
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